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Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Ulrike LECHNER, LL.M. als Vorsitzende und die Richterin
Mag. Julia STIEFELMEYER sowie die fachkundige Laienrichterin Verena KNOGLER, BA MA als Beisitzerinnen Uber die
Beschwerde von XXXX, geboren am XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes flr Soziales und Behindertenwesen,
Landesstelle Wien, vom 27.02.2017, betreffend die Abweisung des Antrages auf Vornahme einer Zusatzeintragung in
den Behindertenpass gemal? § 42 und § 45 Bundesbehindertengesetz (BBG), zu Recht erkannt:

A)
Der Beschwerde wird stattgegeben und der angefochtene Bescheid aufgehoben.

Die Voraussetzungen fur die Vornahme der Zusatzeintragung "Dem Inhaber des Passes ist die Benutzung 6ffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar" in den
Behindertenpass liegen vor.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Die Beschwerdefiihrerin hat am 13.12.2016 bei der belangten Behorde einen Antrag auf Vornahme der
Zusatzeintragung  "Unzumutbarkeit der BenlUtzung  offentlicher  Verkehrsmittel ~wegen  dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass gestellt und legte diverse medizinische
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Beweismittel vor.

2. Zur Uberpriifung des Antrages wurde von der belangten Behérde ein Sachverstindigengutachten eines Facharztes
far Allgemeinmedizin aufgrund personlicher Untersuchung vom 23.01.2017 mit dem Ergebnis eingeholt, dass ein
Gesamtgrad der Behinderung 60 v.H. vorliege. Weiters wurde festgestellt, dass die Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel zumutbar sei, da keine erheblichen Funktionsstérungen der oberen und unteren Extremitaten, sowie
der Wirbelsdule vorlagen. Das Zurucklegen einer kurzen Wegstrecke sei selbstandig moglich. Bei ausreichend gute
Kraftverhaltnissen der oberen und unteren Extremitaten sei das Ein- und Aussteigen ohne fremde Hilfe zumutbar. Ein
sicherer Transport in den offentlichen Verkehrsmitteln sei unter Ublichen Transportbedingungen moglich. Die
Verwendung einer Unterarmstutzkricke sei zweckmaRig, dadurch ware die vermehrte Sicherheit der Gehleistung
gesteigert und die Benitzung die 6ffentlichen Verkehrsmittel ware nicht in hohem Mal erschwert.

3. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 27.02.2017 hat die belangte Behdrde den Antrag auf Vornahme der
Zusatzeintragung  "Unzumutbarkeit ~der  Benltzung  offentlicher  Verkehrsmittel wegen  dauerhafter
Mobilitatseinschréankung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass gemaR § 42 und § 45 BBG abgewiesen.

4. Gegen diesen Bescheid wurde von der Beschwerdefuhrerin fristgerecht am 02.03.2017 Beschwerde erhoben und
fUhrte begriindend aus, dass der Beschwerdeflhrerin die Benltzung &ffentlicher Verkehrsmittel aufgrund der Leiden
nicht zumutbar sei. Zudem wurde ausgeflhrt, dass das Festhalten an der Einstiegstir bei einer alteren
StraBenbahngarnitur unmaéglich sei und auch beim ULF sei das Festhalten an Halteschlaufen und -stangen dadurch
unmoglich. Gleiches gelte fur U-Bahn und Busse. Auch das Gehen etwas langerer Wegstrecken wirde- durch die
Dauerschmerzen in den Lendenwirbelntrotz Gehilfen und Begleitung sehr schwer fallen.

5. Die Beschwerde wurde unter Anschluss der Verwaltungsakten dem Bundesverwaltungsgericht am 23.03.2017 zur
Entscheidung vorgelegt.

6. Aufgrund der Einwendungen der BeschwerdefUhrerin wurde vom Bundesverwaltungsgericht ein
Sachverstandigengutachten der Fachrichtung Orthopéadie aufgrund personlicher Untersuchung vom 12.06.2018
eingeholt. Es wurde Folgendes festgestellt:

"Es bestehen keine relevanten Funktionsbehinderungen an den Gelenken der unteren Extremitaten. Allerdings besteht
altersbedingt eine ausgepragte Muskelschwache, Stand- und Gangunsicherheit. Es besteht ein reduzierter
Allgemeinzustand mit allgemeiner Muskelschwache. An den oberen Extremitaten ist bedingt durch die vielfachen
Knochenbriiche keine verwertbare Kraftentwicklung mehr moglich, um sich entsprechend sicher anhalten zu kénnen.
Zusatzlich kénnen beide Arme nicht in die H6he gehoben werden. An den oberen Extremitaten besteht hochgradige
Funktionsbehinderung an beiden Schultern, rechts nach Implantation einer Prothese, links nach Oberarmbruch
unterhalb des Kopfes. Zusatzlich besteht am linken Ellenbogen ein Zustand nach Trimmerbruch, am linken
Handgelenk ein Zustand nach Trimmerbruch, am rechten Handgelenk ein Zustand nach Trimmerbruch, am rechten
Handgelenk ein Zustand nach Speichenbruch und eine erhebliche Arthrose in samtlichen Fingergelenken. Die
Muskelkraft an den oberen Extremitaten ist massiv vermindert, sodass ein sicheres Anhalten nicht mehr maoglich ist.
Auf Grund der allgemeinen Schwache und der bestehenden Stand- und Gangunsicherheit ist es der Untersuchten
nicht mehr moglich, auch nur 100 m ohne Pause und ohne UbermaRigen Kraftaufwand zuriickzulegen. Selbst unter
Verwendung eines Rollmobils ware dies nicht mehr moglich, was sich auch im Pflegegeld der Stufe 3 widerspiegelt. Es
gibt keine therapeutischen Optionen oder Kompensationsmdglichkeiten, die den vorliegenden Zustand relevant
bessern kénnten."

7. Mit Schreiben vom 28.06.2018 wurden der Beschwerdefiihrerin, nachweislich zugestellt am 04.07.2018, und der
belangten Behtrde gemal § 45 Abs. 3 AVG das Ergebnis des Ermittlungsverfahrens nachweislich zur Kenntnis gebracht
und die Mdglichkeit eingeraumt, binnen zwei Wochen Stellungnahme abzugeben.

Die Beschwerdefihrerin und die belangte Behdrde gaben keine Stellungnahmen ab.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Die BeschwerdefUhrerin erfillt die allgemeinen Voraussetzungen fur die Ausstellung eines Behindertenpasses. Die
Beschwerdefiihrerin hat ihren Wohnsitz im Inland und besitzt einen Behindertenpass.
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1.2. Der Beschwerdefuhrerin ist die Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel nicht zumutbar.
1.2.1. Art und Ausmal der Funktionsbeeintrachtigungen:

1) Hochgradige Funktionsbehinderung der rechten Schulter nach Implantation einer Schulterprothese und
Prothesenwechsel.

2) Hochgradige Funktionsbehinderung an der linken Schulter nach Trimmerbruch

3) Hochgradige Funktionsbehinderung am linken Handgelenk nach Trimmerbruch

4) Mittelgradige Funktionsbehinderung am rechten Handgelenk nach Speichenbruch

5) Fingerpolyarthrosen mit behindertem Faustschluss und massiv kraftgeminderten Greifformen

6) Funktionsbehinderung am linken Ellbogen nach Trimmerbruch des korperfernen Ellenbogens mit noch liegendem
Osteosynthesenmaterial

7) Gefuhlsstérung an der linken Hand nach Verletzung des Ellennervs

8) Hochgradige degenerative Veranderungen der Wirbelsdule mit mehrfachen osteoporotischen Wirbeleinbriichen an
der Lendenwirbelsaule

9) Herzinsuffizienz, intermittierendes Vorhofflimmern, Bluthochdruck, Mitral- und Trikuspitalinsuffizienz
10) Laktoseintoleranz

11) Verlust des rechten Ovras

12) Sehstorungen, korrigierter Visus rechts 1,0, korrigierter Visus links 0,8

1.2.2. Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen auf die Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel:

An den oberen Extremitdten besteht eine hochgradige Funktionsbehinderung an beiden Schultern, rechts nach
Implantation einer Prothese, links nach Oberarmbruch unterhalb des Kopfes. Zusatzlich besteht am linken Ellenbogen
ein Zustand nach Trimmerbruch, am linken Handgelenk ein Zustand nach Trimmerbruch, am rechten Handgelenk
ein Zustand nach Trimmerbruch sowie am rechten Handgelenk ein Zustand nach Speichenbruch und eine erhebliche
Arthrose in samtlichen Fingergelenken. Die Muskelkraft an den oberen Extremitaten ist massiv vermindert, sodass ein
sicheres Anhalten nicht mehr moglich ist.

Auf Grund der allgemeinen Schwache und der bestehenden Stand- und Gangunsicherheit ist es der
Beschwerdefiihrerin nicht mehr méglich, auch nur 100 m ohne Pause und ohne UbermaBigen Kraftaufwand
zurlickzulegen. Selbst unter Verwendung eines Rollmobils ware dies nicht mehr moglich.

2. Beweiswurdigung:

Zu 1.1. Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich aus dem diesbezuglich unbedenklichen,
widerspruchsfreien und unbestrittenen Akteninhalt.

Zu 1.2. Die Feststellungen zu Art, Ausmald und Auswirkungen der Funktionseinschrankungen griinden sich - in freier
Beweiswurdigung - in nachstehend ausgefihrtem Umfang auf die vorgelegten und eingeholten Beweismittel:

Das eingeholte arztliche Sachverstandigengutachten eines Facharztes fir Orthopadie vom 18.06.2018 ist vollstandig,
schlissig, nachvollziehbar und frei von Widersprichen. Es wurde auf die Art der Leiden und deren Ausmal? ausfihrlich
eingegangen. Auch wurde zu den Auswirkungen der festgestellten Funktionsbeeintrachtigungen auf die Benltzung
offentlicher Verkehrsmittel umfassend Stellung genommen.

Das Sachverstandigengutachten steht mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und den
Denkgesetzen nicht in Widerspruch. Auch war dem Vorbringen sowie den eingeholten und vorgelegten Beweismitteln
kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit des befassten Sachverstdndigen oder dessen Beurteilung
beziehungsweise Feststellungen in Zweifel zu ziehen.

Das Sachverstandigengutachten wurde auch im Rahmen des vom Bundesverwaltungsgericht erteilten Parteiengehors
von der belangten Behérde unbeeinsprucht zur Kenntnis genommen.

3. Rechtliche Beurteilung:



Gemall § 6 des Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVWGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern
nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemal8& 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Gber
das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VwGVG) geregelt (8 1 leg.cit.).

Gemal 8 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt
hatte.

Gemall 8 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (89 Abs. 1 Z3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Uber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprifen.

GemalR 8 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das

Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemal 8 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen

Kostenersparnis verbunden ist.
Zu A)
1. Zur Entscheidung in der Sache:

Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden korperlichen,
geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die
geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum

von mehr als voraussichtlich sechs Monaten (§8 1 Abs. 2 BBG).

Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum eine allfallige
Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der Erwerbsfahigkeit zu
enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und
Verglnstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die Eintragung ist vom Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen (8 42 Abs. 1 BBG).

Der Behindertenpass ist unbefristet auszustellen, wenn keine Anderung in den Voraussetzungen zu erwarten ist § 42
Abs. 2 BBG).

Treten Anderungen ein, durch die behérdliche Eintragungen im Behindertenpass beriihrt werden, hat das Bundesamt
fur Soziales und Behindertenwesen diese zu berichtigen oder erforderlichenfalls einen neuen Behindertenpass
auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der Behindertenpass einzuziehen (8 43 Abs. 1 BBG).

Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf Einschatzung des
Grades der Behinderung sind unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen einzubringen (8 45 Abs. 1 BBG).
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Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemal3 Abs. 1 nicht stattgegeben, das Verfahren eingestellt (8
41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt Bescheidcharakter zu (§ 45 Abs.
2 BBG).

Auf Antrag des Menschen mit Behinderung ist u.a. jedenfalls einzutragen:

3. die Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benltzung oOffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist; die Benutzung o6ffentlicher
Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das 36. Lebensmonat vollendet ist und

-erhebliche Einschrankungen der Funktionen der unteren Extremitaten oder

-erhebliche Einschrankungen der kérperlichen Belastbarkeit oder

-erhebliche Einschrankungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten, Funktionen oder

-eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder

-eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach § 1 Abs. 4 Z 1 lit. b oder d

vorliegen (8 1 Abs. 4 Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen auszugsweise).

Grundlage fur die Beurteilung, ob die Voraussetzungen fur die in Abs. 4 genannten Eintragungen erfullt sind, bildet ein
Gutachten eines/einer arztlichen Sachverstandigen des Sozialministeriumservice. Soweit es zur ganzheitlichen
Beurteilung der Funktionsbeeintrachtigungen erforderlich erscheint, kénnen Experten/Expertinnen aus anderen
Fachbereichen beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktions-beeintrachtigungen sind alle zumutbaren
therapeutischen Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsmaéglichkeiten zu bertcksichtigen (8 1
Abs. 5 Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen).

In den Erlauterungen zur Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von ParkausweisenBGBI. ||
495/2013 wird u.a. Folgendes ausgefuhrt:

Zu § 1 Abs. 2 Z 3 (auszugsweise):

Mit der vorliegenden Verordnung sollen prazisere Kriterien fur die Beurteilung der Unzumutbarkeit der Benttzung
offentlicher Verkehrsmittel festgelegt werden. Die durch die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes bisher
entwickelten Grundsatze werden dabei berUcksichtigt.

Grundsatzlich ist eine Beurteilung nur im Zuge einer Untersuchung des Antragstellers/der Antragstellerin méglich. Im
Rahmen der Mitwirkungspflicht des Menschen mit Behinderung sind therapeutische Méglichkeiten zu bertcksichtigen.
Therapierefraktion - das heif3t keine therapeutische Option ist mehr offen - ist in geeigneter Form nachzuweisen. Eine
Bestatigung des Hausarztes/der Hausarztin ist nicht ausreichend.

Durch die Verwendung des Begriffes "dauerhafte Mobilitatseinschrankung" hat schon der Gesetzgeber (StVO-Novelle)
zum Ausdruck gebracht, dass es sich um eine Funktionsbeeintrachtigung handeln muss, die zumindest 6 Monate
andauert. Dieser Zeitraum entspricht auch den grundsatzlichen Voraussetzungen fur die Erlangung eines
Behindertenpasses.

Nachfolgende Beispiele und medizinische Erlduterungen sollen besonders haufige, typische Falle veranschaulichen
und richtungsgebend fir die arztlichen Sachverstandigen bei der einheitlichen Beurteilung seltener, untypischer
ahnlich gelagerter Sachverhalte sein. Davon abweichende Einzelfdlle sind denkbar und werden von den
Sachverstandigen bei der Beurteilung entsprechend zu begriinden sein.

Die Begriffe "erheblich" und "schwer" werden bereits jetzt in der Einschatzungsverordnung je nach
Funktionseinschrankung oder Erkrankungsbild verwendet und sind inhaltlich gleich bedeutend.

Unter erheblicher Einschrankung der Funktionen der unteren Extremitdten sind ungeachtet der Ursache
eingeschrankte Gelenksfunktionen, Funktionseinschrankungen durch Erkrankungen von Knochen, Knorpeln, Sehnen,

Bandern, Muskeln, Nerven, GefaRRen, durch Narbenzige, Missbildungen und Traumen zu verstehen.

Zusatzlich vorliegende Beeintrachtigungen der oberen Extremitaten und eingeschrankte Kompensationsmoglichkeiten

sind zu berlcksichtigen.

Um die Frage der Zumutbarkeit der Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel beurteilen zu kénnen, hat die Behérde zu
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ermitteln, ob der Antragsteller dauernd an seiner Gesundheit geschadigt ist und wie sich diese Gesundheitsschadigung
nach ihrer Art und ihrer Schwere auf die Zumutbarkeit der Benutzung o6ffentlicher Verkehrsmittel auswirkt. Sofern
nicht die Unzumutbarkeit der Benttzung offentlicher Verkehrsmittel auf Grund der Art und der Schwere der
Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt, bedarf es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf Vornahme der
Zusatzeintragung  "Unzumutbarkeit der  Benltzung  offentlicher  Verkehrsmittel ~wegen  dauernder
Gesundheitsschadigung" regelmal3ig eines drztlichen Sachverstandigengutachtens, in dem die dauernde
Gesundheitsschadigung und ihre Auswirkungen auf die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel in nachvollziehbarer
Weise dargestellt werden. Nur dadurch wird die Behorde in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob dem Betreffenden die
Benitzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung unzumutbar ist (vgl. VWGH vom
23.05.2012, ZI. 2008/11/0128, und die dort angeflhrte Vorjudikatur sowie vom 22. Oktober 2002, ZI. 2001/11/0242,
vom 27.01.2015, ZI. 2012/11/0186).

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu dieser Zusatzeintragung ist die Beniltzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel dann unzumutbar, wenn eine kurze Wegstrecke nicht aus eigener Kraft und ohne fremde Hilfe,
allenfalls unter Verwendung zweckmaliger Behelfe ohne Unterbrechung zurlickgelegt werden kann oder wenn die
Verwendung der erforderlichen Behelfe die Beniitzung offentlicher Verkehrsmittel in hohem Male erschwert. Die
Benitzung 6ffentlicher Verkehrsmittel ist auch dann nicht zumutbar, wenn sich die dauernde Gesundheitsschadigung
auf die Moglichkeit des Ein- und Aussteigens und die sichere Beférderung in einem 6ffentlichen Verkehrsmittel unter
Berucksichtigung der beim Ublichen Betrieb dieser Verkehrsmittel gegebenen Bedingungen auswirkt.

Zu prufen ist die konkrete Fahigkeit 6ffentliche Verkehrsmittel zu benitzen. Zu berlicksichtigen sind insbesondere zu
Uberwindende Niveauunterschiede beim Aus- und Einsteigen, Schwierigkeiten beim Stehen, bei der Sitzplatzsuche, bei
notwendig werdender Fortbewegung im Verkehrsmittel wahrend der Fahrt (VwWGH 22.10.2002, ZI. 2001/11/0242;
14.05.2009, 2007/11/0080).

Betreffend das Kalkdl "kurze Wegstrecke" wird angemerkt, dass der Verwaltungsgerichtshof von einer unter
Zugrundelegung stadtischer Verhaltnisse durchschnittlich gegebenen Entfernung zum nachsten o6ffentlichen
Verkehrsmittel von 300 - 400 m ausgeht (vgl. u.a. Ro 2014/11/0013 vom 27.05.2014, 2012/11/0186 vom 27.01.2015).

Nach der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH 23.05.2012, ZI. 2008/11/0128, 20.10.2011, ZI.
2009/11/0032, 27.01.2015, ZI. 2012/11/0186), sind auch die Art und das Ausmald der bestehenden Schmerzen sowie
deren Auswirkungen auf die Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel zu berUcksichtigen.

Die Einschrankungen der Beschwerdefiihrerin wirken sich maRgeblich negativ auf die Beniltzung offentlicher
Verkehrsmittel aus.

Der Sachverstandige fuhrt facharztlich Gberzeugend aus, dass in Gesamtschau auf Grundlage samtlicher vorgelegter
Unterlagen und Sachverstandigengutachten die Voraussetzungen fur die Zusatzeintragung der Unzumutbarkeit der
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel vorliegen.

Da festgestellt worden ist, dass der Leidenszustand der Beschwerdeflihrerin in seiner Gesamtheit die Benltzung
offentlicher Verkehrsmittel erheblich erschwert und die dauernden Gesundheitsschadigungen somit ein Ausmal3
erreichen, welches die Eintragung des Zusatzes " Unzumutbarkeit der Benutzung &ffentlicher Verkehrsmittel wegen

dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung " in den Behindertenpass rechtfertigt, war

spruchgemaf zu entscheiden.
2. Zum Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine Offentliche
mundliche Verhandlung durchzufiihren.

(8 24 Abs. 1 VWGVG)
Die Verhandlung kann entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zuriickzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die
angefochtene Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene
Weisung fUr rechtswidrig zu erklaren ist oder
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2. die SGumnisbeschwerde zurilickzuweisen oder abzuweisen ist.
(8 24 Abs. 2 VWGVG)

Der Beschwerdeflihrer hat die Durchfuhrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu
beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht
Ubersteigender Frist einen Antrag auf Durchfiihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfiihrung einer
Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurtickgezogen werden. (8 24 Abs. 3 VWGVG)

Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines
Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung eine
weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der
Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. (8 24 Abs. 4 VWGVG)

Das Verwaltungsgericht kann von der Durchfuhrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien
ausdrticklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklart
werden. (§ 24 Abs. 5 VWGVG)

In seinem Urteil vom 18. Juli 2013, Nr. 56.422/09 (Schadler-Eberle/Liechtenstein) hat der EGMR in WeiterfUhrung seiner
bisherigen Judikatur dargelegt, dass es Verfahren geben wirde, in denen eine Verhandlung nicht geboten sei, etwa
wenn keine Fragen der Beweiswurdigung auftreten wirden oder die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten seien,
sodass eine Verhandlung nicht notwendig sei und das Gericht auf Grund des schriftlichen Vorbringens und der
schriftlichen Unterlagen entscheiden kdnne (VwGH 03.10.2013, ZI. 2012/06/0221).

Maligebend fiur die gegenstandliche Entscheidung Uber das Vorliegen der Voraussetzungen fur den beantragten
Zusatzvermerk sind die Art, das Ausmal3 und die Auswirkungen der festgestellten Funktionsbeeintrachtigungen auf die

Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel.

Zur Klarung des Sachverhaltes wurde daher ein arztliches Sachverstandigengutachten eingeholt. Wie unter Punkt II. 2.

bereits ausgefuhrt, wurde dieses als nachvollziehbar, vollstdndig und schlissig erachtet.

Im Rahmen des Parteiengehérs hatten die Verfahrensparteien die Mdéglichkeit sich zu duRern. Das Ergebnis des
verwaltungsgerichtlichen Ermittlungsverfahrens wurde jedoch nicht bestritten. Es wurden der Beschwerde keine
Beweismittel beigelegt, welche mit der gutachterlichen Beurteilung der Funktionseinschrankungen nicht in Einklang
stehen. Das Beschwerdevorbringen war - wie unter Punkt Il. 2. bereits ausgefuhrt - geeignet, relevante Bedenken an
den Feststellungen der belangten Behdrde hervorzurufen. Die vorgebrachten Argumente wurden im eingeholten
Sachverstandigengutachten berucksichtigt und resultiert daraus die geanderte Beurteilung. Sohin ist der Sachverhalt
geklart und unbestritten. Daher konnte die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung unterbleiben.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

Gemald 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht
worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. Das Bundesverwaltungsgericht
konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw.
auf eine ohnehin klare Rechtslage zur Verordnung uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von

Parkausweisen stltzen.

In den Erlauterungen zur Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von ParkausweisenBGBI. II
495/2013 wird ausgefuhrt, dass damit prazisere Kriterien fur die Beurteilung der Unzumutbarkeit der Benutzung
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offentlicher Verkehrsmittel festgelegt werden sollen. Die durch die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes bisher
entwickelten Grundsatze werden dabei berlcksichtigt. Es war sohin keine - von der standigen Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes abweichende - Neuregelung beabsichtigt.

Vielmehr wird in den Erlduterungen ausdricklich festgehalten, dass im Hinblick auf die ab 01.01.2014 eingerichtete
zweistufige Verwaltungsgerichtsbarkeit, um Rechtssicherheit zu gewahrleisten und die Einheitlichkeit der Vollziehung
der im Behindertenpass mdoglichen Eintragungen sicherzustellen, die Voraussetzungen, die die Vornahme von
Eintragungen im Behindertenpass rechtfertigen, in einer Verordnung geregelt werden sollen.

Es handelt sich um eine einzelfallbezogene Beurteilung, welche im Rahmen der von der Rechtsprechung entwickelten
Grundsatze vorgenommen wurde.
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